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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1881 


Der Bundesminister Bonn, den 24. Februar 1971 

für Bildung und Wissenschaft 

MB -0104-6 -4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Informationspolitik des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, 
Pfeifer, Dr. Gölter, Dr. Probst und Genossen 
- Drucksache VI/1817 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern wie folgt: 

Der Unterrichtung des Deutschen Bundestages und seiner Aus- 
schüsse über politisch wichtige Entwicklungen aus meinem 
Geschäftsbereich messe ich große Bedeutung zu. Daher sind die 
Fraktionen und der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
erheblich über das in der Geschäftsordnung vorgesehene Maß 
hinaus ständig über die Vorhaben meines Hauses unterrichtet 
worden. Gleichzeitig muß aber auch das Interesse der Öffent- 
lichkeit an bildungspolitischen Fragen berücksichtigt werden, so 
daß Unterrichtung der parlamentarischen Gremien und der 
Öffentlichkeit häufig Hand in Hand gehen. Eine Verzögerung 
der Information der Presse führt häufig zu ungenauen oder 
spekulativen Presseäußerungen zu den Vorhaben der Bundes- 
regierung. 

Die Bundesregierung hat in den Fällen, in denen sie die Presse 
von den Referentenentwürfen des Hochschulrahmengesetzes 
unterrichtet hat, immer zugleich den Vorsitzenden aller Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages sowie dem Vorsitzenden des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft den Entwurf über- 
sandt. Entsprechend ist auch beim Referentenentwurf eines 
Graduiertenförderungsgesetzes verfahren worden, und zwar 
durch ein Schreiben von mir vom 2. Dezember 1970. Diese offene 
Informationspolitik hat die CDU/CSU-Fraktion in die Lage ver- 
setzt, den genannten Entwurf nunmehr dem Deutschen Bundes- 
tag weitgehend wörtlich als eigenen Entwurf vorzulegen. 
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Im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft gehört die 
Unterrichtung des Parlaments - von der Referatszuständigkeit 
her gesehen - nicht zu den Aufgaben des Pressereferats, son- 
dern obliegt dem Ministerbüro, das mir unmittelbar unterstellt 
ist. Das Pressereferat ist mir ebenfalls direkt unterstellt. Dies 
ergibt sich auch aus dem Organisationsplan (Stand 1. Januar 
1971), der dem Ausschuß am 18. Januar 1971 zur Verfügung 
gestellt worden ist. 


1. Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staatssekretär im Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft Dr. von Dohnanyi 
für die o. a. unzulängliche Informationspolitik verantwortlich 
ist? 


Es trifft nicht zu, daß der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft für die Unter- 
richtung des Parlaments über die Tätigkeit des Ministeriums 
verantwortlich ist. Die Unterrichtung des Parlaments gehört 
jedoch, wie in anderen Bundesministerien, zum Aufgaben- 
bereich des Parlamentarischen Staatssekretärs. 


2. Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Fraktion 
der SPD vor dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft über 
das geplante Graduiertenförderungsgesetz in der Weise infor- 
miert wurde, daß sie sogar ein Exemplar des Refercnten- 
Entwurfs erhielt? 

Die Bundesregierung hat seit Übernahme der Regierungsverant- 
wortung in ihrer praktischen Arbeit deutlich gemacht, welchen 
Wert sie auf eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit den Fraktionen des Deutschen Bundestages legt. Es ist daher 
selbstverständlich, daß die Bundesregierung auch ihre zukünf- 
tigen Gesetzesvorlagen mit den Fraktionen des Deutschen Bun- 
destages berät. In diesem Zusammenhang finden auch intensive 
Beratungen mit den die Regierung tragenden Koalitionsfrak- 
tionen statt. Solche Beratungen müssen anhand von Entwürfen 
vorgenommien werden. Dies ist eine allgemeine Praxis, die auch 
frühere Bundesregierungen geübt haben und mit § 25 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung Teil II der Bundesministerien 
(GGO II) in Einklang steht. 


3, Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, damit 
künftig der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft und nicht 
die Fraktion der SPD Erst-Adressat wichtiger Informationen ist? 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft gemäß § 25 GGO II 
im konkreten Einzelfall entscheiden, ob es geboten ist, Mit- 
gliedern des Bundestages Gesetzesentwürfe vor ihrer Verab- 
schiedung durch die Bundesregierung zugänglich zu machen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, wie durch Änderung der 
GGO II die Unterrichtung der Mitglieder des Bundestages von 
Gesetzesentwürfen der Bundesministerien verbessert werden 
kann. Diese Überlegungen sind noch nicht abgeschlossen. 
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4. Weldie Erklärung kann die Bundesregierung darüber abgeben, 
daß das Datenverarbeitungsprogramm vor seiner Veröffent- 
lidiung zum Hearing vor dem Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft 

a) überhaupt nicht mit dem Ausschuß diskutiert wurde und 

b) dem Ausschuß erst zwei Tage vor dem Hearing zugeleitet 
wurde? 

Die Bundesregierung hat kein Datenverarbeitungsprogramm 
veröffentlicht. Sie hat vielmehr einen Entwurf für ein zweites 
Datenverarbeitungsprogramm erstellt, an dessen vorbereiten- 
den fünf Anhörungen im Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft alle Fraktionen des Deutschen Bundestages, auch 
die CDU/CSU, beteiligt wurden. Ein solches offenes Verfahren 
entspricht der neuen Praxis dieser Bundesregierung, die für 
Transparenz der Entscheidungsprozesse und eine vollständige 
Information des Deutschen Bundestages in allen Fraktionen 
eintritt. 

Der Entwurf wurde dem Ausschußvorsitzenden vor der öffent- 
lichen Anhörung des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
in Sachen Datenverarbeitung zugestellt, damit er schon in der 
Anhörung einer öffentlichen, kritischen Debatte unterworfen 
werden könne. Es ist die Auffassung der Bundesregierung, daß 
Fragen der Forschungs- und Technologiepolitik, insbesondere 
das Problem der Bildung von Schwerpunkten, am zweckmäßig- 
sten durch eine breite öffentliche Diskussion gelöst werden 
können, die allerdings stattfinden muß, bevor die Regierung 
entschieden hat. Das Zweite Datenverarbeitungsprogramm soll 
erst im Aprif verabschiedet werden. 

Daß dies eine neue Praxis im Sinne von „mehr Demokratie" 
bedeutet, wird klar, wenn man das Verhalten dieser Bundes- 
regierung mit demjenigen früherer Bundesregierungen ver- 
gleicht. Das Erste Datenverarbeitungsprogramm der Bundes- 
regierung aus dem Jahre 1967, das von dem damaligen Bundes- 
forschungsminister Dr. Stoltenberg verantwortlich erstellt 
wurde, ist seinerzeit vor der Verabschiedung durch die Bundes- 
regierung mit dem Bundestagsausschuß (damals; für Wissen- 
schaft, Kulturpolitik und Publizistik) nicht im einzelnen erörtert 
worden; insbesondere ist der Entwurf des Programms dem Aus- 
schuß nicht übersandt worden. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, im Zusammenhang 
mit der endgültigen Formulierung des Datenverarbeitungs- 
programms dieses mit dem Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft diskutieren zu können. 


5, Welche Erklärung kann die Bundesregierung darüber abgeben, 
daß die „Leitlinien zu Grundsatz-, Struktur- und Organisations- 
fragen von rechtlich selbständigen Forschungseinrichtungen" 
ebenfalls überhaupt nicht mit dem Ausschuß diskutiert wurden? 


Die Bundesregierung hat sich hierzu bereits in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hubrig, Lenzer, 
Dr. Probst und Genossen betr. Leitlinien des Bundesministe- 
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riums für Bildung und Wissenschaft zu Grundsatz-, Struktur- 
und Organisationsfragen von rechtlich selbständigen For- 
schungseinrichtungen (Drucksache VI/1791, Nr. 5) erklärt. Sie 
hat dort ausgeführt: 

Die Leitlinien sind forschungspolitische Absichtserklärungen 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, die er auf 
Grund der ihm gemäß Artikel 65 Satz 2 des Grundgesetzes 
zustehenden selbständigen und eigenverantwortlichen Lei- 
tungsbefugnis seines Geschäftsbereichs abgegeben hat. Der 
Deutsche Bundestag ist in der Weise beteiligt worden, daß 
dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft die in den Leit- 
linien und Musterverträgen zusammengefaßten Ergebnisse 
der Erörterungen mit den Forschungseinrichtungen am 20. No- 
vember 1970 übersandt worden sind . . . Die Bundesregierung 
würde es aber begrüßen, wenn sich der zuständige Fachaus- 
schuß des Deutschen Bundestages mit den Leitlinien vor der 
Transformierung in die Gesellschafts Verträge und Satzungen 
befassen würde, soweit die in einigen Fällen drängende 
Terminplanung dies zuläßt. 


6. Weldie Maßnahmen hält die Bundesregierung für angemessen, 
künftig eine sachliche Arbeit des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft durch eine korrekte Informationspolitik des Bun- 
desministeriums für Bildung und Wissenschaft sicherzustellen? 

Hierzu wird zunächst auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß angesichts 
der sehr unzureichenden Informationspraxis früherer Bundes- 
regierungen gegenüber dem Bundestagsausschuß für Bildung 
und Wissenschaft ein großer Nachholbedarf besteht. Sie weiß, 
daß auch die Fortschritte, die von dieser Regierung in dieser 
Frage gemacht werden konnten (zum Beispiel Beteiligung der 
Opposition an der Erarbeitung des Zweiten Datenverarbeitungs- 
programms) noch unvollkommen sind. Sie wird sich auch in 
Zukunft bemühen, die Information des Deutschen Bundestages 
über die geltende Geschäftsordnung hinaus noch intensiver zu 
gestalten, 

Leussink 
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